
Achtung, Glosse!

Wahlkampf mit
Biene Maja
Wahlkampf  ist langweilig? Aber nicht in 
Bayern! Nehmen wir Christian Ude. Seine 
pastoralen Auftritte sind sehenswert, leider 
vergisst man darüber oft die Inhalte. Oder 
wissen Sie, wofür die Bayern-SPD steht? Rot-
kopf  im grünen Gewand Margarete Bause 
kann einem leidtun. Sie tingelt persönlich von 
Tür zu Tür, um grüne Wahlflyer an wenig 
begeisterte Bewohner zu verteilen. Hubert 
Aiwanger nervt. Er weiß alles besser, fällt 
anderen ins Wort. Die Faszination seiner 
Aussprache macht nicht vergessen, dass die 
Freien Wähler zwar gegen die trotz Skandäl-
chen fest im Sattel sitzende CSU opponieren, 
der Blick auf  ihre Herkunft lässt indes erken-
nen, dass sich FW-Fähnchen schnell im Wind 
drehen können. Die FDP kämpft ums Über-
leben – aber nicht mit Martin Zeil als Flagg-
schiff, sondern mit – na, Sie werden’s erraten 
haben – Dr. Wolfgang Heubisch. Für den 
Ex-BLZK-Vize und Ex-VFB-Präsident scheint 
das Wissenschaftsministeramt wie geschaffen 
zu sein, die Presse liebt ihn. Endlich eine 
Erfolgsstory für Zahnärzte, wenn auch ohne 
Einfluss auf  den Gesundheitsbereich. Kom-
men wir zum Unglücksraben und zur fleißi-
gen Biene der FDP. FDP-Kämpe Dr. Otto 
Bertermann ist jetzt Freier Wähler und fragt 
sich längst, ob er das FDP-Schiff  nicht vor-
schnell verlassen hat. Beerbt hat ihn die Biene 
Maja der FDP: Ex-KZVB-Pressefrau Julika 
Sandt ist rührig wie keine andere. Die Süd-
deutsche Zeitung bezeichnet sie als Ämter-
sammlerin, Tatsache ist, dass sie politisches 
Gespür hat. Sie hat das Bündnis gegen die Bür-
gerversicherung initiiert. Schwarz, Schwarz-
Gelb oder eine andere Schwarzkonstellation? 
Wahlkampf kann so spannend sein!.

Anita Wuttke

Bürgerversicherung – der Name klingt gut und 
impliziert eine Krankenversicherung für alle 
Bürger, also für alle gleich gut. Wie bewerten 
Sie das Modell?
Der Name „Bürgerversicherung“ ist insofern irre-
führend, als schon heute alle Bürger eine Kranken-
versicherung haben bzw. nachweisen müssen. Der 
Kern der Bürgerversicherung zielt darauf ab, die 
private Krankenversicherung sofort (Vorschlag der 
GRÜNEN) oder schrittweise (Vorschlag der SPD) 
in die gesetzliche Krankenversicherung zu inte-
grieren und damit letztlich abzuschaffen. Man will 
so eine vermutete Zwei-Klassen-Medizin beseiti-
gen. Dieses Ziel widerspricht aber der praktisch-
en Erfahrung wie auch den rechtlich gebotenen 
Freiräumen in Deutschland und in der EU.

Die Gegner des Modells fürchten britische Ver-
hältnisse im deutschen Gesundheitswesen, sehen 
Sie das ähnlich dramatisch?
Britische Verhältnisse sind für Deutschland allen-
falls in 10 bis 15 Jahren zu befürchten. Bis dahin 
werden aber mindestens drei Bundestagswahlen 
stattfinden, die jeweils unterschiedliche Orien-
tierungen in der Gesundheitspolitik zulassen. 
Übrigens gibt es auch in England Privatversi-
cherte mit deutlichen Privilegien.

Wird die hohe Qualität, wie es sie heute in der 
medizinischen Versorgung gibt, mit einer Bür-
gerversicherung Bestand haben – oder droht 
Stillstand? 
Die medizinische Versorgungsqualität wird in 
Deutschland ohne Zweifel von den Privatver-
sicherten vorangetrieben. Leistungen, die heute 
nur einem Privatversicherten zugänglich sind, 
werden morgen auch den gesetzlich Versicherten 
gewährt. Bei einer Gleichschaltung der Versiche-
rungssysteme entfällt diese Lokomotive-Funk-
tion der PKV.

Wer wird die Innovationen in der Medizin 
künftig zahlen (können)?
Innovationen sind dann, wenn sie erstmals in 
den Markt kommen, relativ teuer, da die For-
schungs- und Entwicklungskosten über den Preis 
refinanziert werden müssen. Zugleich ist der 
Zusatznutzen einer Innovation am Anfang we-
niger belegt, da es an Ergebnissen aus der Alltags-
versorgung fehlt. Privatversicherte, die als Erste 
die Innovationsprodukte nutzen, finanzieren 
damit überproportional Innovationen mit. Das 
trifft vor allem auf  die fachärztliche Versorgung 
zu. Fällt die PKV als Finanzier aus, können den 
GKV-Versicherten Innovationen erst später zur 
Verfügung gestellt werden, da die Ausgaben für 
Innovationen nun die GKV voll zu tragen hätte.

Was bedeutet die Bürgerversicherung für den 
Patienten hinsichtlich des Schlagwortes der  
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Fünf Wochen alt ist das Bündnis gegen die Bürgerversicherung in Bayern, das der FVDZ Bayern 
mitgegründet hat. Die Mundauf-Redaktion wollte vor Landtags- und Bundestagswahl von einem 
Experten wissen, wie sich ein von Rot-Grün geplanter Systemumbau des Gesundheitswesens 
auf die niedergelassenen Ärzte und Zahnärzte auswirken wird. Professor Dr. Günter Neubauer, 
Direktor des Instituts für Gesundheitsökonomik in München (IfG) stellt im Interview dar, was 
dahinter steckt und wer die Verlierer der Bürgerversicherung sein werden.

V.i.S.d.P.: Christian Berger, Landesvorsitzender des FVDZ Bayern, Königstr. 20, 87435 Kempten

Univ.-Prof. Dr. rer. pol. Günter Neubauer ist seit 
1991 Direktor des Instituts für Gesundheitsö-
konomik (IfG) in München und war u.a. von 1991 
bis 1998 Mitglied des Sachverständigenrates
für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen.

Diese Ausgabe von Mundauf in bester
Qualität und in Farbe erhalten Sie auf

www.fvdz-bayern.de
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Zwei-Klassen-Medizin? Ist Letzteres dann 
Schnee von gestern?
Eine Zwei-Klassen-Medizin oder, besser gesagt,  
eine Viel-Klassen-Medizin wird man in einem 
freiheitlichen Land nie vermeiden können. Es 
werden Bürger immer eine Zusatzversicherung 
abschließen dürfen. Letztlich sieht auch das 
EU-Recht vor, dass sich deutsche Patienten in 
einem EU-Land behandeln lassen dürfen, wenn 
sie in Deutschland nicht nach dem anerkann-
ten, den medizinischen Fortschritt beinhalten-
den Behandlungsprozess behandelt werden 
können.

Die niedergelassenen Heilberufsangehörigen, 
also Ärzte und Zahnärzte, fürchten eine Ein-
heitsgebührenordnung mit gebundenen Gebüh-
ren. Droht dann nicht schnell wieder ein Bud-
get, damit die Kosten nicht explodieren?
In der Tat ist für eine Bürgerversicherung geplant, 
die Honorarordnungen für privat und gesetzlich 
versicherte Patienten anzugleichen. Damit wer-
den einerseits die höheren Vergütungen der 
PKV abgesenkt und andererseits eine allgemeine 
Mengenbegrenzung eingeführt.

Was bedeutet die Bürgerversicherung für die 
freiberuflichen Praxen aus wirtschaftlicher 
Sicht?
Für niedergelassene Ärzte wie auch für die 
Krankenhäuser bedeutet dies, dass jeweils etwa 
sieben bis neun Milliarden Euro Honorarvolu-
men zur Disposition stehen. Gleichzeitig sollen 
aber auch die Gebühren für gesetzlich Versicherte 
so angehoben werden, dass die gerade angespro-
chenen Honorarverluste kompensiert werden. 
Verlierer wären bei einem solchen Vorgehen alle 
Ärzte und Krankenhäuser, die heute überdurch-
schnittlich viele Privatpatienten behandeln. Das 
sind vor allem Fachärzte und Krankenhäuser in 
wirtschaftsstarken Regionen. Für Leistungser-
bringer in den neuen Bundesländern wird sich 
hingegen eine Verbesserung der Honorarsituati-
on ergeben, sofern die versprochene Kompen-
sation auch eingehalten wird.

Falls, die Bürgerversicherung, wie sie die 
Sozialdemokraten wollen, kommt, was raten 
Sie den Privatversicherten? Schnell wechseln 
oder  ausharren in der privaten Krankenversi-
cherung?
Für Privatversicherte, ältere Beamte ist es in je-
dem Fall günstiger in der PKV zu verbleiben. 
Für jüngere Privatversicherte mit mehreren 

Kindern hingegen dürfte der Wechsel in die 
GKV und der Abschluss einer privaten Zusatz-
versicherung die bessere Alternative darstellen.

Welche Rolle könnte die PKV in Zukunft 
dann noch spielen?
In einer vereinheitlichten Krankenversicherung 
kann die PKV weiterhin Zusatzversicherungen 
und auch – wie eine Krankenkasse – Vollversi-
cherungen anbieten. Letzteres verlangt aber eine 
Aufgabe des bisherigen Geschäftsmodells und 
dürfte von den großen Krankenversicherungen 
kaum akzeptiert werden. Sie sind aber in der 
Lage, in attraktive Auslandsmärkte zu wechseln. 

Ist es aus Ihrer Sicht überhaupt notwendig, 
das bestehende duale Versicherungssystem im 
Gesundheitswesen so radikal umzubauen?
Da die erhofften Effekte eines einheitlichen Ver-
sicherungssystems sich nicht erreichen lassen, 
aber auf  der anderen Seite eine Reihe von 
Nachteilen eintreten werden, ist der Umbau des 
dualen Versicherungssystems in eine Bürgerver-
sicherung sowohl ökonomisch als auch rechtlich 
unverhältnismäßig und letztlich nicht rational, 
sondern ideologisch begründbar.

In welcher Verfassung wird das deutsche Ge-
sundheitswesen nach Einführung der Bürger-
versicherung in, sagen wir mal, zehn Jahren 
sein?
Nach Einführung einer Bürgerversicherung wer-
den wir in zehn Jahren oder auch früher fest-
stellen, dass wir uns weniger Vorteile aber viele 
Nachteile eingehandelt haben. Die Mehr heits-
verhältnisse im Bundestag werden aber schon 
vorher eine Einführung der Bürgerversicherung 
so nicht zulassen, sondern allenfalls eine An-
gleichung der GKV und PKV dahingehend an-
streben, dass die PKV in den Solidarausgleich 
stärker eingebunden wird und die Privatversi-
cherten mehr Wechselmöglichkeiten erhalten. 
Ein erhebliches Hindernis wird auch die Aufhe-
bung des Beihilferechts für Beamte darstellen, da 
dies die Länder finanziell zunächst stärker belas-
ten wird, so dass die Innen- und Finanzminister 
auf  Landesebene eine stille Opposition gegen 
eine Bürgerversicherung schon heute bilden.

Herr Professor Dr. Neubauer, vielen Dank für 
dieses aufschlussreiche Interview.

Das Interview führte Anita Wuttke,
München. 

Zusatztermine:
Salhoff-Kurs
Die bayernweite Kursserie zu befundbezoge-
nen Festzuschüssen mit Kerstin Salhoff  war 
so nachgefragt, dass der FVDZ Bayern zwei 
Zusatztermine anbieten wird:

Näheres dazu im Internet unter:
www.fvdz-bayern.de  

FVDZ Bayern
auf Facebook
Seit August präsentiert sich der FVDZ Bayern 
auf  Facebook. Das Spektrum an Informatio-
nen ist breit: Es geht um aktuelles Geschehen 
aus den Körperschaften, es gibt wichtige Hin-
weise zu praxisrelevanten Themen. Aktueller 
und schneller geht es nicht. Hier sind die Ver-
anstaltungshinweise gepostet und mit der In-
ternetseite www.fvdz-bayern.de verlinkt. Und 
hier ist auch die jeweils neue Ausgabe von 
„Mundauf“ zu finden.

Besuchen Sie FVDZ auf  Face-
book und werden Sie „Follower“ 
und „Freund“ der Seite: Zu finden 
auf Facebook > FVDZ Bayern.  

Mehr Spielraum
für ZBVe

Kammergesetz in Kraft getreten. Der FVDZ 
Bayern hat über seine Kammervertretung er-
reicht, dass die Zahnärztlichen Bezirksver-
bände (ZBVe) künftig mehr Spielraum erhalten, 
was Geld und Zeit sparen dürfte. Die Hürde 
für die Einberufung einer Delegiertenversamm-

Mehr Information: www.fvdz-bayern.de  

Der FVDZ Bayern hat das Bündnis gegen die Bürgerversicherung mitbegründet. 
Fast 30 Verbände und Organisationen sind im Bündnis vereint mit dem Ziel, auf die

Auswirkungen eines Systemwechsels im Gesundheitswesen hinzuweisen.
Dabei sind auch BLZK und KZVB. Initiatorin ist MdL Julika Sandt (FDP).

Mehr dazu fi nden Sie auf der www.fvdz-bayern.de oder auf Facebook: FVDZ Bayern.


